
Sicherungsverwahrung: Die
Zentrale zur deutschland-
weiten Überwachung ge-
fährlicher Ex-Straftäter hat
nun auch offiziell ihren Be-
trieb aufgenommen. Hes-
sens Justizminister Jörg-Uwe
Hahn (FDP) eröffnete ges-
tern in Bad Vilbel die neue
Behörde, zu deren Aufgaben
auch die Kontrolle von Men-
schen mit elektronischer
Fußfessel gehört. Die Mitar-
beiter der Zentrale für Auf-
enthaltsüberwachung be-
halten für alle Bundeslän-
der bis auf Brandenburg
zum Beispiel aus der Siche-
rungsverwahrung entlasse-
ne Täter im Auge. � dpa

Saar-Neuwahl: Das Saarland
wählt am 25. März einen
neuen Landtag. Diesen Ter-
min legte das Kabinett der
CDU-Minderheitsregierung
fest, nachdem sich zuvor
der Landtag in einer Sonder-
sitzung aufgelöst hatte. Mi-
nisterpräsidentin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU)
hatte Anfang Januar die „Ja-
maika“-Koalition aufgekün-
digt und dies mit den Perso-
nalquerelen in der FDP be-
gründet. Die Linkspartei no-
minierte Oskar Lafontaine
als Spitzenkandidaten. Der
Ex-SPD-Spitzenpolitiker war
dort von 1985 bis 1998 Mi-
nisterpräsident � dpa

Linken-Beobachtung: In einer
hitzigen Bundestagsdebatte
hat Innenminister Hans-Pe-
ter Friedrich (CSU) die Beo-
bachtung von 27 Linke-Ab-
geordneten durch den Ver-
fassungsschutz verteidigt.
Es gebe Anhaltspunkte da-
für, dass Teile der Linken
ein kommunistisches Sys-
tem anstrebten, das mit der
freiheitlich-demokratischen
Grundordnung nicht in Ein-
klang zu bringen sei. Grüne
und Linke äußerten erneut
scharfe Kritik. � dpa

Dirk Niebel (FDP), Bundesent-
wicklungsminister, steht
wegen seiner Personalpoli-
tik in der Kritik. Der ent-
wicklungspolitische Spre-
cher der SPD, Sascha Raabe,
hat Niebel wegen Verdachts
auf Untreue bei der Berliner
Staatsanwaltschaft ange-
zeigt. „Ich habe den drin-
genden Verdacht, dass das
Ministerium einer Partei-
freundin des Ministers eine
Stelle bereits im Oktober
letzten Jahres versprochen
hat, über deren Vergabe of-
fiziell erst Anfang Januar
entschieden wurde“, sagte
Raabe einem Radiosender.
In dem Fall wären für das
Bewerbungsverfahren
60 000 Euro Steuergelder
verschwendet worden, um
den Anschein zu erwecken,
dass es ein faires Bewer-
bungsverfahren gegeben ha-
be. Es geht um die Service-
stelle „Engagement Global“
im Entwicklungsministeri-
um, die von Gabriele Büsse-
maker (FDP) geleitet werden
soll. � dpa
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Heiße Debatte
um Ladenöffnung

Von Detlef Burrichter

DÜSSELDORF � Nicht einmal
konkrete Vorschläge der
Landesregierung liegen auf
dem Tisch, doch bei der
stets mit Leidenschaft ge-
führten Debatte über die La-
denöffnungszeiten störte
das die streitenden Fraktio-
nen gestern bei einer Aktu-
ellen Stunde im Landtag
herzlich wenig. Sogar ein
Trend zeichnete sich bereits
ab – die Mehrheit ist für
Einschränkungen insbeson-
dere an Sonntagen.

Vergeblich versuchte
NRW-Wirtschaftsminister
Harry K. Voigtsberger, den
Ball flach zu halten: „Es gibt
noch keine Festlegung der
Landesregierung.“ Die Ex-
perten-Anhörung sei erst
wenigen Tage her. Die Er-
gebnisse müssten erst ein-
mal ausgewertet werden.
Klar sei aber, dass es am En-
de einen Kompromiss geben
müsse zwischen den unter-
schiedlichen Interessen von
Handel, Verbrauchern, Ge-
werkschaften und Kirchen.

Doch CDU und FDP ließen
sich nicht bremsen. „Sie ha-

Mehrheit im Landtag für Einschränkungen
ben ein verdammt spießiges
Weltbild“, warf CDU-Wirt-
schaftsexperte Hendrik
Wüst SPD, Grünen und Lin-
ken vor. Die Lebensgewohn-
heiten hätten sich geändert,
viele Menschen wollten spät
abends einkaufen, weil sie
selbst lange arbeiten müs-
sen. FDP-Fraktionschef Ger-
hard Papke warf der Regie-
rung eine „kleinkarierte
Hausmeister-Mentalität“
vor. Die liberalisierten Öff-
nungszeiten hätten sich als
Job-Maschine erwiesen.

Doch die Mehrheit im Par-
lament hielt dagegen: „Die
Menschen sind Ihnen egal,
Sie haben doch nur die
Interessen der Konzerne im
Sinn“, sagte SPD-Fraktions-
vize Rainer Schmeltzer.
Auch der Arbeitnehmerflü-
gel der CDU (CDA) diskutie-
re über einen besseren
Schutz der Sonntagsruhe,
sagte Grünen-Fraktionsvize
Daniela Schneckenburger.
Familien brauchten einmal
in der Woche eine Auszeit.
CDU und FDP seien nur „Er-
füllungsgehilfen von Kapi-
talinteressen“, sagte der Lin-
ken-Abgeordnete Aggilidis.

Kritik an der Reisefreude der Abgeordneten
BERLIN � Erneut stehen die
Abgeordneten des Bundes-
tags wegen ihrer Auslands-
reisen in der Kritik. Bundes-
tagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) soll laut „Rhei-
nischer Post“ gerügt haben,
der Bundestag sei im Ver-
gleich zu anderen Parla-
menten beim Reisen Spit-

zenreiter. Der Bund der
Steuerzahler rief Lammert
dazu auf, das Reisebudget
der Abgeordneten radikal
zu kürzen. Parlamentarier
äußerten sich hingegen ver-
wundert und rechnen vor:
Nicht einmal zwei Reisen
habe jeder Abgeordnete im
Schnitt innerhalb von zwei

Jahren unternommen. Lam-
mert monierte dem Bericht
zufolge vor allem, dass es
immer mehr Einzel-Dienst-
reisen gebe. Wie aus einer
Unterrichtung hervorgeht,
zählte die Bundestagsver-
waltung von September
2009 bis September vergan-
genen Jahres 1149 Reisen

der Parlamentarier ins Aus-
land, darunter 732 Einzel-
Dienstreisen und 145 Rei-
sen von Ausschussdelegatio-
nen. Den Steuerzahler kos-
tete dies knapp fünf Millio-
nen Euro. Viele Politiker be-
zeichnen die Kritik Lam-
merts hingegen als nicht
nachvollziehbar. � dapd

Aufarbeitung 
der Neonazi-Morde

BERLIN/DÜSSELDORF � In sel-
tener Einmütigkeit hat der
Bundestag einen Untersu-
chungsausschuss zur Aufar-
beitung der Neonazi-Morde
beschlossen. Alle Fraktio-
nen stimmten gestern dem
zuvor gemeinsam ausgehan-
delten Antrag zu. Vertreter
aller Fraktionen erklärten,
dass die Vorgänge rückhalt-
los aufgeklärt werden müss-
ten, um möglicherweise
Konsequenzen für die Si-
cherheitsbehörden zu zie-
hen.

Unions-Innenexperte
Hans-Peter Uhl (CSU) sagte,
der Vorwurf, dass die Si-
cherheitsbehörden auf dem
rechten Auge blind seien,
dürfe nicht stehenbleiben.

Untersuchungssausschuss beschlossen
Der Ausschuss soll klären,
warum die Zwickauer Neo-
nazi-Gruppe jahrelang rau-
ben und morden konnte,
ohne dass Sicherheitsbehör-
den sie im Visier hatten.

Ein in Düsseldorf leben-
der, vermeintlicher Unter-
stützer der rechtsterroristi-
schen NSU hat unterdessen
seine Unschuld beteuert. Er
habe von den Straftaten der
Zwickauer Zelle nichts ge-
wusst und sei über deren
Aktivitäten extrem erschro-
cken, sagte sein Kölner An-
walt. Sein Mandant sei 2000
aus der rechten Szene aus-
gestiegen. Seitdem habe er
sich davon distanziert und
verabscheue jede Art rech-
ten Gedankenguts. � dpa

Lehrstunde in
Nehmen und Geben

Die Kanzlerin in Davos

Von Thomas Grewe

Wirtschaftsführer, die nach
Führung rufen – Kapitalisten,
die am Kapitalismus zweifeln.
Beim diesjährigen Weltwirt-
schaftsforum in Davos glau-
ben einige Beobachter bereits
ernste Anzeichen eines globa-
len Burn-out zu erkennen.
Die Suche nach Sinn und Füh-
rung, der sich das Forum ver-
pflichtet hat, fokussierte sich
auf die deutsche Kanzlerin.
Doch Angela Merkel entzog
sich mit klaren Worten ihrer
Eröffnungsansprache der Rolle
eines Moses, der das Meer
teilt und den Weg ins gelobte
Land weist.
„Madam No“, wie Merkel in-
zwischen nicht mehr nur in
Europa auch genannt wird,
blieb bei ihrer Haltung, dass
Deutschland vieles, aber eben
nicht alles schultern kann, um
die europäische Krise zu be-
stehen.
Die Kanzlerin vermied es klug,
das derzeit bewunderte deut-
sche Modell als politischen Ex-
portschlager zu verkaufen.
Gerade die deutschen Waren-
Exporte gelten inzwischen bei

ökonomischen Theoretikern
und Praktikern als eine der
Ursachen für die Euro- und
Schulden-Schieflage.
Merkels Plädoyer für ein neu-
es Europa war denn auch
nicht neu, nur präziser auf das
Auditorium zugeschnitten:
Deutschland ist bereit, sich in
die Pflicht nehmen zu lassen,
wenn anderenorts verlässliche
Politik und Ernst mit struktu-
rellen Reformen gemacht
wird. Die deutsche Botschaft:
Nur eine starke Gemeinschaft
wird überstehen, was ihren
Stärksten allein überfordert.
Die deutsche Kanzlerin wei-
gert sich beharrlich, die Füh-
rungsrolle zu übernehmen, für
die in Europa derzeit kein an-
derer prädestinierter erscheint.
Es ist nicht falsche Beschei-
denheit, sondern besonnen, in
der Gemeinschaft darauf zu
bestehen, dass Solidität und
Solidarität zusammengehören
wie Geben und Nehmen.
Das europäische Projekt funk-
tioniert nur und so lange, wie
keiner aus dem Kreis für sich
in Anspruch nimmt, alles zu
bestimmen und alles zu be-
zahlen.

Ein Sieg für die
Unterlegene

Befristete Arbeitsverträge

Von Frank Jaursch

Mag sich das Urteil des EuGH
auf den ersten Blick auch so
lesen: Bianca Kücük, die 138
Monate lang befristet beim
Amtsgericht in Köln beschäf-
tigt war, hat in Luxemburg
nicht verloren. Warum?
Bei ihren Niederlagen vor dem
Arbeits- und Landesarbeitsge-
richt war das entscheidende
Argument der Gegenseite je-
weils das Vorliegen eines
„Sachgrundes“ für jede be-
fristete Vertretung, meist der
Erziehungsurlaub von Kolle-
ginnen. Gängige Gerichtspra-
xis war: Es ist im Prinzip
gleichgültig, wie viele Verträ-
ge Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zuvor geschlossen
hatten – Sachgrund ist Sach-
grund. Das Bundesarbeitsge-

richt wollte nun vom EuGH
Klarheit in der Sache. Und be-
kam zunächst einmal das Ge-
genteil. Die Luxemburger
Richter sagen: Wenn ein Ar-
beitgeber mehrfach auf befris-
tete Vertretungen zurückgrei-
fen muss, liegt nicht zwin-
gend ein Missbrauch vor. Es
liegt aber auch nicht zwin-
gend kein Missbrauch vor.
Also alles wie gehabt? Nicht
ganz. Am Ende des Urteils
steht der Satz, der Bianca Kü-
cük noch zur Siegerin machen
könnte: Die Behörden müss-
ten künftig die Zahl und die
Gesamtdauer der bislang mit
demselben Arbeitgeber ge-
schlossenen Verträge berück-
sichtigen – also weiter zurück-
blicken als nur bis zum letzten
Vertrag. Eine gute Nachricht
für die Arbeitnehmer.

Im Landtag zeichnet sich weiterhin keine Lösung im Streit um Kanal-Tüv ab

Dichtheitsprüfung ungewiss
Von Detlef Burrichter

DÜSSELDORF � Im Landtag
zeichnet sich weiterhin keine
Lösung im Streit um die Dicht-
heitsprüfung privater Abwas-
serkanäle ab. CDU und FDP
wollen diese Vorschrift ganz
abschaffen, SPD und Grünen
sind sich noch nicht einig, ob
und zu welchem Zeitpunkt
auch Privathäuser überprüft
werden sollen. Und die Links-
fraktion ist gegen „Zwangsun-
tersuchungen auf Kosten der
Bürger“.

Unterdessen protestierten
gestern vor dem Landtag et-
wa 200 Abwassertechniker
für eine Kanalprüfungs-
pflicht. Im Vertrauen auf
das Gesetz hätten ihre Be-
triebe in Ausrüstung und
Schulungen für Mitarbeiter
investiert.

NRW-Umweltminister Jo-
hannes Remmel (Grüne)
warb dafür, gemeinsam mit
allen Betroffenen nach ei-
nen Konsens zu suchen.
Hauseigentümer und Hand-
werksunternehmen seien
nicht grundsätzlich gegen
den Kanal-Tüv. Sie hätten

aber Angst davor, dass sie
anschließend eine kostspie-
lige Sanierungsmaßnahme
bezahlen müssten. Deshalb
werde die Landesregierung
zinsgünstige Kredite über
die NRW-Bank anbieten, die
private Hauseigentümer für
nur ein Prozent Zinsen er-
halten sollen.

Der Minister verwies da-
rauf, dass alle Gebäudeei-
gentümer nach dem Bun-
deswassergesetz verpflich-
tet seien, ihre Abwasserka-
näle funktionsfähig zu hal-
ten. „Dazu muss es ab und
an eine Überprüfung ge-
ben“, so Remmel. Sauberes
Wasser sei ein hohes Gut.

CDU und FDP beharrten
weiterhin auf ihrem Gesetz-
entwurf, der Dichtheitsprü-
fungen nur im Ausnahme-
fall verlangt. Der Ausweg
soll über eine Gefährdungs-
abschätzung führen, die Un-
bedenklichkeit bescheinigt.
Laut Peter Biesenbach, Par-
lamentarischer Geschäfts-
führer der CDU-Landtags-
fraktion, gebe es bis heute
keinerlei Beweise dafür,
dass undichte Kanäle von
Privathäusern das Grund-

wasser gefährden. Laut ei-
nem Gutachten läge die Be-
lastung der aus Kläranlagen
ausgeleiteten bereits gerei-
nigten Abwässer um das
400fache höher als ungerei-
nigte Abwässer aus privaten
Haushalten. Bei Medika-
mentenrückständen liege
der Faktor sogar bei
1:10 000. Versuche hätten
gezeigt, dass von 4000 Li-
tern Wasser, die durch ein
defektes Kanalrohr geleitet
wurden, lediglich ein
Schnapspinnchen voll verlo-
ren gehe. „Wo ist da das Ri-
siko“, fragte Biesenbach.

Umweltminister Remmel
kündigte postwendend an,
den „ungläubigen Thomas“
bekehren zu wollen. Biesen-
bach solle mit ihm Baustel-
len besichtigen, bei denen
man den Schadstoffaustrag
aus defekten Kanälen mes-
sen könne. „Nicht einmal
die Bürgerinitiativen be-
streiten, dass die Abwasser-
kanäle dicht sein müssen.
Sie tun es aber“, warf er
dem CDU-Politiker vor.
Remmel wies auch darauf
hin, dass es die schwarz-gel-
be Vorgängerregierung mit
seinem Vorgänger Eckhard
Uhlenberg war, die den Ka-
nal-TÜV bis 2015 strikt vor-
geschrieben habe. „Wir ver-
suchen einen praktikablen
Weg zu finden und den Be-
troffenen mehr Zeit zu las-
sen.“

Viele Hauseigentümer,
Kommunen und Hand-
werksbetriebe hätten be-
reits im Vertrauen auf das
Gesetz investiert. Sie alle
würden verprellt, wenn die
Dichtheitsprüfung nun wie-
der abgeschafft würde, sag-
te SPD-Fraktionsvize Rainer
Schmeltzer.

Abwassertechniker demons-
trieren gestern vor dem Land-
tag in Düsseldorf. � Foto: dpa

Nigeria: Weniger als eine
Woche nach den jüngsten
blutigen Anschlägen in der
nordnigerianischen Stadt
Kano haben Bewaffnete
dort nach Angaben der Poli-
zei einen Deutschen ent-
führt. Der Mann, der in Ka-
no für ein Bauunternehmen
gearbeitet habe, sei von
zwei Männern in einem Au-
to von einer Baustelle ver-
schleppt worden, sagte ein
Sprecher der Polizei gestern
Abend. � dapd

Münder zugenäht
Der Hungerstreik in Gefängnissen
der Ex-Sowjetrepublik Kirgistan
weitet sich aus: Landesweit ver-
weigern mehr als 6 000 Häftlinge
die Nahrungsaufnahme, um damit
gegen Gewalt durch Justizbeamte
zu protestieren. Mindestens 1300
von ihnen nähten sich zudem den
Mund zu. Regierungschef Omur-
bek Babanow forderte die Gene-

ralstaatsanwaltschaft zu einer Un-
tersuchung der massiven Proteste
auf. Angehörige der Häftlinge ba-
ten Menschenrechtsorganisatio-
nen um Hilfe, wie Medien gestern
aus dem zentralasiatischen Land
berichteten. Bei Unruhen in einer
Haftanstalt war vor kurzem ein
Gefangener ums Leben gekom-
men. � Foto: dpa


